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Erster Teil 
Organisation 

 
§ 1 

Rechtsnatur, Sitz und Aufgaben 
 
(1) Das Versorgungswerk der Steuerberater und Steuerbevollmächtigten im Freistaat Sachsen ist nach § 1 des Gesetzes über 
das Versorgungswerk der Steuerberater und Steuerbevollmächtigten im Freistaat Sachsen (Sächsisches 
Steuerberaterversorgungsgesetz – SächsStBVG) vom 16. Juni 1999 (SächsGVBl. S. 334), das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 7. November 2007 (SächsGVBl. S. 487, 491) geändert worden ist, eine Körperschaft des öffentlichen Rechts 
und hat seinen Sitz in Leipzig.  
(2) Das Versorgungswerk hat die Aufgabe, seinen Mitgliedern und deren Hinterbliebenen Versorgung nach Maßgabe des 
SächsStBVG und dieser Satzung zu gewähren. 
 
 

§ 2 
Geschäftsjahr 

 
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 

§ 3 
Organe 

 
(1) Die Organe des Versorgungswerkes sind 
1. die Vertreterversammlung, 
2. der Vorstand, 
3. der Vorsitzende des Vorstandes, 
4. die Geschäftsführer. 
(2) Die Mitglieder der Organe sind zur ordnungsgemäßen Ausübung ihres Amtes und, auch nach dem Ausscheiden aus ihrem 
Amt, zur Verschwiegenheit verpflichtet. 
 
 

§ 4 
Vertreterversammlung 

 
(1) Die Vertreterversammlung besteht aus 15 Mitgliedern des Versorgungswerkes. 
(2) Die Vertreter und acht Ersatzvertreter werden von den Mitgliedern des Versorgungswerkes durch Briefwahl gewählt. Das 
Nähere regelt die Wahlordnung. 
(3) Die Amtszeit der Vertreterversammlung beträgt vier Jahre. Sie beginnt mit ihrem ersten Zusammentreten. 
(4) Die Vertreter sind unabhängig und nicht an Weisungen gebunden. Nach Ablauf der Amtszeit führen sie ihr Amt bis zum 
Zusammentritt einer neuen Vertreterversammlung weiter. Mit dem Ausscheiden eines Vertreters aus dem Versorgungswerk 
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scheidet dieser Vertreter aus der Vertreterversammlung aus. Die Tätigkeit der Mitglieder der Vertreterversammlung ist 
ehrenamtlich. 
(5) Die Vertreterversammlung wählt aus ihrer Mitte für die laufende Wahlperiode einen Vorsitzenden und seinen Stellvertreter. 
Das Nähere regelt die Wahlordnung. 
(6) Die Vertreterversammlung beschließt mit einfacher Mehrheit der anwesenden Vertreter. Änderungen der Satzung, der 
Erlass und die Änderung der Wahlordnung sowie die Abberufung der Mitglieder des Vorstandes bedürfen einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der  Mitglieder der Vertreterversammlung. 
(7) Die Vertreterversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens acht ihrer Mitglieder anwesend sind. 
(8) Die Vertreterversammlung tritt mindestens einmal jährlich, spätestens binnen drei Monaten nach Vorlage des 
Jahresabschlusses, zusammen. Sie ist außerdem auf schriftliches Verlangen des Vorstandes oder eines Drittels der Mitglieder 
der Vertreterversammlung unverzüglich einzuberufen. Der Vorsitzende beruft mit einer Frist von drei Wochen unter 
Bekanntgabe der Tagesordnung schriftlich ein. 
(9) Die Sitzungen der Vertreterversammlung sind nicht öffentlich. Die Mitglieder des Vorstandes und die Geschäftsführer des 
Versorgungswerkes nehmen an den Sitzungen beratend  teil. Weiteren Personen kann die Anwesenheit gestattet werden. 
(10) Scheidet ein Vertreter während seiner Amtszeit aus der Vertreterversammlung aus, tritt an seine Stelle für die Dauer seiner 
Amtszeit der Ersatzvertreter, der die höchste Stimmenzahl auf sich vereinigt hat.  
 
 

§ 5 
Aufgaben der Vertreterversammlung 

 
(1) Die Vertreterversammlung beschließt über: 
1.  den Erlass und die Änderung der Satzung und der Wahlordnung, 
2.  die Wahl und die Abberufung des Vorsitzenden der Vertreterversammlung und seines Stellvertreters in den in der Satzung   

vorgesehenen Fällen, 
3.  die Wahl und die Abberufung der Mitglieder des Vorstandes in den in der Satzung vorgesehenen Fällen, 
4.  die Feststellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts sowie die Entlastung des Vorstandes. 
5.  die Festsetzung der Beiträge und Bemessung der Leistungen nach Maßgabe der Satzung, 
6.  den Abschluss von Überleitungsabkommen mit anderen Versorgungswerken, 
7.  die Aufwandsentschädigung und Kostenerstattung der Vertreter und des Vorstandes. 
(2) Beschlüsse der Vertreterversammlung zu Absatz 1 Nummern 4 bis 6 bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörden. 

 
 

§ 6 
Vorstand 

 
(1) Der Vorstand besteht aus fünf Mitgliedern, von denen mindestens drei dem Versorgungswerk angehören müssen. Der 
Vorsitzende und sein Stellvertreter werden vom Vorstand aus dessen Mitte gewählt und müssen dem Versorgungswerk 
angehören. Mitglieder des Vorstandes dürfen nicht zugleich Mitglieder der Vertreterversammlung sein. 
(2) Die Mitglieder des Vorstandes werden von der Vertreterversammlung für die Dauer deren Amtszeit gewählt, § 3 Abs. 3 
SächsStBVG. 
(3) Bei Ausscheiden eines Mitgliedes des Vorstandes wählt die Vertreterversammlung in ihrer nächsten Sitzung einen 
Nachfolger für die restliche Amtszeit. 
(4) Der Vorstand beschließt in Sitzungen. Die Sitzungen des Vorstandes sind nicht öffentlich. Der Vorstand kann Dritten die 
Anwesenheit gestatten. 
(5) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei seiner Mitglieder anwesend sind. Er fasst seine Beschlüsse mit der 
Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden; bei dessen 
Abwesenheit die seines Stellvertreters. Mit Zustimmung aller Mitglieder des Vorstandes können Beschlüsse auch im 
schriftlichen Verfahren gefasst werden. 
(6) Der Vorstand führt die Geschäfte nach Ablauf seiner Amtszeit bis zur Wahl des neuen Vorstandes weiter. 
(7) Die Tätigkeit des Vorstandes ist ehrenamtlich.  
 
 

§ 7 
Aufgaben des Vorstandes 

 
(1) Der Vorstand vollzieht die Beschlüsse der Vertreterversammlung und beschließt über die Angelegenheiten des 
Versorgungswerkes, soweit das Gesetz oder die Satzung nichts anderes bestimmen. Er gibt sich eine Geschäftsordnung. 
(2) Der Vorstand kann mit Zustimmung der Vertreterversammlung die Geschäftsführung des Versorgungswerkes einer 
geeigneten juristischen Person des privaten oder öffentlichen Rechts übertragen. Die Übertragung bedarf der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörden. 
(3) Der Vorsitzende des Vorstandes leitet den Vorstand und vertritt das Versorgungswerk gerichtlich und außergerichtlich. Er 
kann die Vertretung dem oder den Geschäftsführern übertragen. 
(4) Der Vorstand ist verpflichtet, der Vertreterversammlung spätestens sieben Monate nach Beendigung jeden Geschäftsjahres 
einen Geschäftsbericht und die gemäß § 40 Abs. 5 geprüfte Bilanz mit Gewinn- und Verlustrechnung (Jahresabschluss) zur 
Feststellung vorzulegen. 
 
 

§ 8 
Geschäftsführer 

 
Der Vorstand beruft einen oder mehrere Geschäftsführer. Die Geschäftsführer leiten die Geschäftsstelle. Sie führen die 
laufenden Verwaltungsgeschäfte und vollziehen die Beschlüsse des Vorstandes. Sie nehmen an den Sitzungen des Vorstandes 
beratend teil. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung des Vorstandes. 
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Zweiter Teil 
 Mitgliedschaft 

 
§ 9 

Pflichtmitgliedschaft 
 

(1) Pflichtmitglieder des Versorgungswerkes sind natürliche Personen, die zum 1. Juli 1999 Mitglied der Steuerberaterkammer 
des Freistaates Sachsen waren und das 45. Lebensjahr noch nicht vollendet hatten. 
(2) Pflichtmitglieder des Versorgungswerkes werden natürliche Personen, die nach dem 1. Juli 1999 Mitglied der 
Steuerberaterkammer des Freistaates Sachsen werden. Dies gilt nicht für Personen, die vom Versorgungswerk oder von einer 
anderen berufsständischen öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung auf eigenen Antrag von der 
Pflichtmitgliedschaft befreit wurden. 
(3) Personen, die zum 1. Juli 1999 bereits Pflichtmitglied des Versorgungswerkes der Wirtschaftsprüfer und der vereidigten 
Buchprüfer im Lande Nordrhein-Westfalen waren, werden nicht Pflichtmitglied des Versorgungswerkes. 
(4) Wer bei Begründung der Mitgliedschaft bereits berufsunfähig (§ 23 Abs. 1 Nr. 1) ist, wird nicht Pflichtmitglied. Endet die 
Berufsunfähigkeit, wird die Pflichtmitgliedschaft begründet. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 
 
 

§ 10 
Pflichtmitgliedschaft auf Antrag 

 
(1) Natürliche Personen, die zum 1. Juli 1999 Mitglied der Steuerberaterkammer des Freistaates Sachsen waren und das 60. 
Lebensjahr noch nicht vollendet hatten, werden auf Antrag als Pflichtmitglied in das Versorgungswerk aufgenommen, wenn sie 
nicht bereits gemäß § 9 Abs. 1 Pflichtmitglied des Versorgungswerkes sind. Der Antrag ist innerhalb einer Ausschlussfrist von 
sechs Monaten nach Inkrafttreten der Satzung zu stellen. 
(2) Pflichtmitglied auf Antrag kann nicht werden, wer zum Zeitpunkt der Antragstellung berufsunfähig ist. 
 
 

§ 11 
Befreiung von der Mitgliedschaft 

 
(1) Auf Antrag wird von der Mitgliedschaft im Versorgungswerk befreit, wer  
1. aufgrund eines ständigen Dienst- oder ähnlichen Beschäftigungsverhältnisses Anspruch auf Ruhegeld und 
Hinterbliebenenversorgung nach beamtenrechtlichen Grundsätzen hat oder 
2. aufgrund einer durch Gesetz angeordneten oder auf Gesetz beruhenden Verpflichtung Pflichtmitglied einer 
berufsständischen öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung eines anderen Berufsstandes ist und 
seine Mitgliedschaft dort fortbesteht. 
(2) Ein Befreiungsantrag kann nur innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Eintritt der Voraussetzungen 
gestellt werden. Die Voraussetzungen sind nachzuweisen. Die Befreiung wirkt vom Vorliegen der Befreiungsvoraussetzungen 
an. 
 
 

§ 12 
aufgehoben 

 
 

§ 13 
Beginn, Beendigung und Weiterführung 

der Mitgliedschaft 
 

(1) Die Pflichtmitgliedschaft beginnt mit dem Tag, an dem die Voraussetzungen für die Pflichtmitgliedschaft eingetreten sind. 
Die Pflichtmitgliedschaft auf Antrag beginnt mit dem auf den Eingang des Antrages beim Versorgungswerk folgenden Monat. 
(2) Aus dem Versorgungswerk scheiden Pflichtmitglieder aus, wenn sie der Steuerberaterkammer des Freistaates Sachsen 
nicht mehr angehören. Die Mitgliedschaft bleibt als freiwillige Mitgliedschaft bestehen, wenn das Mitglied dies innerhalb einer 
Ausschlussfrist von sechs Monaten nach dem Ausscheiden beantragt und die Voraussetzungen für den Leistungsfall nicht  
vorliegen, es sei denn, diese sind bereits vor dem Ausscheiden des Mitglieds aus der Pflichtmitgliedschaft eingetreten. Eine 
freiwillige Mitgliedschaft ist ausgeschlossen, wenn im Zeitpunkt des Antrags eine beitragspflichtige Pflichtmitgliedschaft in einem 
anderen Versorgungswerk der Steuerberater und Steuerbevollmächtigten im Bundesgebiet besteht. Die freiwillige Mitgliedschaft 
kann vom Mitglied jederzeit ohne Angabe von Gründen zum Ende des laufenden Monats durch schriftliche Erklärung beendet  
werden. Die freiwillige Mitgliedschaft erlischt 
1. bei Wiedereintritt der Pflichtmitgliedschaft im Versorgungswerk, 
2. bei Begründung einer beitragspflichtigen Pflichtmitgliedschaft in einem anderen Versorgungswerk der Steuerberater und 
Steuerbevollmächtigten im Bundesgebiet, 
3. mit dem Ende des Monats, in dem das Mitglied die Beendigung der freiwilligen Mitgliedschaft erklärt hat, 
4. , wenn das Mitglied mit einem Monatsbeitrag in Zahlungsrückstand gerät und trotz einer schriftlichen Mahnung durch das 

Versorgungswerk innerhalb einer Frist von einem Monat nach Zustellung der Mahnung der Rückstand nicht beglichen wird, 
5. , wenn ein Stundungsantrag des Mitglieds vom Versorgungswerk abgelehnt wird und der bestehende Beitragsrückstand 

nicht innerhalb einer Frist von einem Monat nach Zustellung einer schriftlichen Mahnung beglichen wird, 
6. mit dem Tod des Mitgliedes. 
(3) Aus dem Versorgungswerk scheidet aus, wer Pflichtmitglied des Versorgungswerkes der Wirtschaftsprüfer und der 
vereidigten Buchprüfer im Lande Nordrhein-Westfalen wird. 
(4) Ehemalige Pflichtmitglieder, deren Mitgliedschaft gemäß Absatz 3 geendet hat, werden erneut Pflichtmitglied im 
Versorgungswerk, wenn die Pflichtmitgliedschaft im Versorgungswerk der Wirtschaftsprüfer und vereidigten Buchprüfer im 
Lande Nordrhein-Westfalen endet und Mitgliedschaft in der Steuerberaterkammer des Freistaates Sachsen besteht. § 9 Absatz 
4 Satz 1 und 2 gilt entsprechend. 
(5) Im Fall des Absatzes 3 sind die von dem ausgeschiedenen Pflichtmitglied an das Versorgungswerk gezahlten Beiträge, 
soweit sie nicht der Deckung der laufenden Kosten und der versicherungsmathematischen Risiken dienen, zuzüglich einer 
angemessenen Verzinsung auf das Versorgungswerk der Wirtschaftsprüfer und vereidigten Buchprüfer im Lande Nordhrein-
Westfalen überzuleiten. Das Nähere bestimmt ein Überleitungsabkommen der beteiligten Versorgungswerke. Das 
Überleitungsabkommen muss bestimmen, dass die übergeleiteten Beiträge vom Versorgungswerk der Wirtschaftsprüfer und 
vereidigten Buchprüfer im Lande Nordhrein-Westfalen so behandelt werden, als wären sie von Anfang an und unmittelbar an 
das Versorgungswerk der Wirtschaftsprüfer und vereidigten Buchprüfer im Lande Nordhrein-Westfalen geleistet worden. Die 
Überleitung findet nicht statt, wenn ihr das ausgeschiedene Pflichtmitglied innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten 
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nach dem Ausscheiden durch Erklärung gegenüber einem der beiden Versorgungswerke widerspricht. Endet die Mitgliedschaft 
im Versorgungswerk der Wirtschaftsprüfer und vereidigten Buchprüfer im Lande Nordhrein-Westfalen und wird eine 
Pflichtmitgliedschaft im Versorgungswerk begründet, sind die an das Versorgungswerk der Wirtschaftsprüfer und vereidigten 
Buchprüfer im Lande Nordhrein-Westfalen übergeleiteten und gezahlten Beiträge auf das Versorgungswerk überzuleiten; die 
Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend.  
(6) Die Mitgliedschaft endet nicht mit dem Eintritt des Leistungsfalles. 

 
 

§ 14 
aufgehoben 

 
 

Dritter Teil 
Beiträge 

 
§ 15 

Beiträge 
 

(1) Soweit in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist, sind die Mitglieder verpflichtet, einen monatlichen Beitrag zu zahlen, 
der ein bestimmter Teil der im Freistaat Sachsen geltenden Beitragsbemessungsgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung 
ist (§§ 159, 160 SGB VI). Er entspricht dem Höchstbeitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung, sofern ihn die 
Vertreterversammlung nicht höher festsetzt (Regelpflichtbeitrag).  
(2) Für Mitglieder, bei denen die Summe von Arbeitsentgelt und Arbeitseinkommen im Sinne der §§ 14, 15 SGB IV die 
Beitragsbemessungsgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung nicht erreicht, tritt auf Antrag für die Bestimmung des 
persönlichen Pflichtbeitrages an die Stelle der Beitragsbemessungsgrenze nach § 159 SGB VI die Summe des jeweils 
nachgewiesenen Arbeitsentgelts und Arbeitseinkommens, soweit dieses Entgelt bzw. Einkommen durch eine berufsbezogene 
Tätigkeit i.S.d. §§ 33, 57 Abs. 3 StBerG erzielt wurde. Nicht zum Arbeitseinkommen zählen etwaige Veräußerungsgewinne 
nach § 18 Abs. 3 EStG. 
(2a) Der Nachweis des Arbeitseinkommens wird vorläufig durch gewissenhafte Selbsteinschätzung des voraussichtlichen 
Arbeitseinkommens des Beitragszeitraumes und abschließend durch Vorlage des Einkommensteuerbescheids für den 
Beitragszeitraum erbracht. Der Nachweis des Arbeitsentgelts wird erbracht durch Vorlage einer vom Arbeitgeber ausgestellten 
Entgeltbescheinigung.   
(2b) Einkommensabhängige Beiträge werden unter dem Vorbehalt des Widerrufs (§ 49 Abs. 2 Nr. 1 2. Alt. Sächs. VwVfG) 
festgesetzt. Die Mitglieder sind verpflichtet, zum Nachweis des tatsächlichen Arbeitseinkommens unverzüglich den 
Einkommensteuerbescheid für den Beitragszeitraum vorzulegen. Mit Eintritt des Leistungsfalls entfällt der Vorbehalt des 
Widerrufs. Beiträge können nach Eintritt des Leistungsfalls nicht mehr geleistet werden; § 18 Abs. 9 bleibt unberührt. 
(2c) Beiträge, die aufgrund einer abschließenden Beitragsfestsetzung zusätzlich zu den vorläufig festgesetzten Beiträgen 
festgesetzt werden, sind ab Beginn des auf das festgesetzte Beitragsjahr folgenden Jahres zu verzinsen. Der Zinssatz 
entspricht dem nach § 238 Abs. 1 Satz 1 AO in der jeweils geltenden Fassung. § 239 Abs. 2 AO in der jeweils geltenden 
Fassung gilt entsprechend. Ist die Summe der vorläufig festgesetzten Beiträge höher als die der abschließend festgesetzten 
Beiträge, so wird die Differenz als freiwilliger Beitrag i.S.d. § 17 Abs. 1 der Satzung behandelt oder auf Antrag des Mitglieds 
erstattet. Der Erstattungsantrag ist innerhalb einer Ausschlussfrist von 6 Monaten nach Eintritt der Bestandskraft des 
abschließenden Beitragsfestsetzungsbescheides zu stellen. 
(3) Ein Antrag nach Absatz 2 kann, sofern ein bestandskräftiger Beitragsbescheid bereits vorliegt, nur für die Zukunft gestellt 
werden. Er bindet das Mitglied für das laufende Kalenderjahr. 
(4) Unabhängig von Absatz 2 ist als Beitrag mindestens 1/10 des Regelpflichtbeitrages zu entrichten. § 15 a Abs. 2 bleibt 
unberührt. 
(5) Das Einkommen kann geschätzt werden, wenn glaubhafte Einkommensangaben und Belege trotz Aufforderung unter 
Fristsetzung nicht vorgelegt werden. Die Festsetzung des Beitrages aufgrund einer Einkommensschätzung kann geändert 
werden, wenn das Mitglied innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides glaubhaft macht, 
dass die Schätzung dem tatsächlichen Einkommen nicht entsprach. 
(6) Abweichend von den Absätzen 1, 2 und 4 hat ein Mitglied, das von der Versicherungspflicht gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
SGB VI befreit ist, mindestens den Beitrag zu entrichten, der gemäß §§ 158 und 159 SGB VI an die gesetzliche 
Rentenversicherung zu entrichten wäre. 

 
 

§ 15a 
Ermäßigung der Beiträge 

 
(1) Während der ersten 36 Monate ab Beginn der erstmaligen ausschließlich selbständigen Ausübung des Berufes des 
Steuerberaters können Mitglieder eine Ermäßigung ihrer monatlichen Beiträge um je 1/10 auf bis zu 1/10 des 
Regelpflichtbeitrages beantragen.  
(2) Für die Dauer von bis zu drei Jahren ab der Geburt eines Kindes wird der Beitrag des Mitgliedes, das während dieses 
Zeitraumes die Betreuung des Kindes übernommen hat und während dieses Zeitraumes keine berufliche Tätigkeit ausübt, auf 
Antrag auf einen Euro ermäßigt.  
(3) Anträge auf Beitragsermäßigung können nur innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Eintritt der 
Voraussetzungen gestellt werden. Die Voraussetzungen sind nachzuweisen. Die Beitragsermäßigung wirkt vom Vorliegen der 
Voraussetzungen an. 

 
 

§ 16 
Besondere Beiträge 

 
(1) Mitglieder, die  
1. Pflichtversicherte in der gesetzlichen Rentenversicherung und die nicht von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 

Rentenversicherung befreit sind oder 
2. bei Begründung ihrer Mitgliedschaft im Versorgungswerk bereits Pflichtmitglied in einer öffentlich-rechtlichen Versicherungs- 

oder Versorgungseinrichtung eines anderen Berufsstandes  im Bundesgebiet  sind oder 
3. ihren Beruf außerhalb der Bundesrepublik Deutschland ausüben und dort Pflichtmitglied eines auf Gesetz beruhenden 

Alterssicherungssystems sind 
leisten einen Pflichtbeitrag  in Höhe von mindestens 1/10 des Regelpflichtbeitrages. 
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(2) Mitglieder, die Ansprüche gegen Träger der sozialen Sicherheit haben, leisten für die Zeit, in der diese Ansprüche 
bestehen, Pflichtbeiträge. Sie entsprechen der Höhe und den Beträgen, die vom Träger der sozialen Sicherheit  zu tragen sind 
und gezahlt werden. 
(3) Während des Wehrdienstes leisten Mitglieder, die  
1. gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit sind, 

einen Beitrag gemäß § 15 Abs. 1 oder 2, 
2. nicht gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit 

sind, einen Beitrag nach Absatz 1, höchstens jedoch den für sie während des Wehrdienstes von dritter Seite zu 
gewährenden Beitrag. 

Entsprechendes gilt für den zivilen Ersatzdienst, den Pflichtdienst im zivilen Bevölkerungsschutz oder einen gleichgestellten 
Dienst. 
 
 

§ 17 
Zusätzliche freiwillige Beiträge 

 
(1) Es können zusätzliche freiwillige Beiträge entrichtet werden, sofern keine Pflichtbeiträge rückständig sind; § 18 Abs. 3 Satz 
2 gilt entsprechend. Zusätzliche freiwillige Beiträge dürfen jedoch zusammen mit den Pflichtbeiträgen 150 vom Hundert des 
Regelpflichtbeitrages (§ 15 Abs. 1) für ein Kalenderjahr nicht überschreiten; Pflichtbeiträge für Vorjahre bleiben 
unberücksichtigt. 
(2) Für zusätzliche freiwillige Beiträge, die nach Vollendung des 55. Lebensjahres gezahlt werden, gilt die weitere 
Beschränkung, dass das Verhältnis aus dem Gesamtbeitrag eines Monats und dem Regelpflichtbeitrag (§ 15 Abs. 1) den 
persönlichen Beitragsquotienten (§ 24 Abs. 4) für Beitragszahlungen bis zur Vollendung des 55. Lebensjahres nicht übersteigt. 
(3) Mitglieder gemäß § 10 Abs. 1, die zum 1. Juli 1999 das 50. Lebensjahr vollendet haben, können keine zusätzlichen 
freiwilligen Beiträge nach Absatz 1 und  2 zahlen. 
(4) Zusätzliche freiwillige Beiträge können nur innerhalb des laufenden Geschäftsjahres entrichtet werden. Sie sind nach 
Schluss des Geschäftsjahres, in dem sie entrichtet wurden, auf später fällige Pflichtbeiträge nicht verrechenbar. 
 
 

§ 18 
Beitragsverfahren 

 
(1) Die Beiträge sind Monatsbeiträge. Sie werden vom Versorgungswerk durch Beitragsbescheid festgesetzt und sind am 15. 
des auf die Entstehung folgenden Kalendermonats fällig, nicht jedoch vor Bekanntgabe des Beitragsbescheides. Die 
Beitragspflicht beginnt mit dem Kalendermonat, in dem die Mitgliedschaft beim Versorgungswerk begründet wurde. 
(1a) Die Beitragspflicht endet mit dem Erreichen der Altersgrenze (§ 22 Abs. 5). Auf Antrag können nach Erreichen der 
Altersgrenze (§ 22 Abs. 5) bis zu dem in § 22 Abs. 3 genannten Höchstalter weiter Beiträge geleistet werden. 
 (2) Beitragsrückstände werden gemäß § 366 Abs. 2 und § 367 Abs. 1 BGB getilgt, soweit nichts anderes vereinbart ist. Das 
Bestimmungsrecht des Schuldners entfällt. Besteht am Ende des Geschäftsjahres ein Beitragsrückstand, so ist ein im Laufe 
des Geschäftsjahres entrichteter freiwilliger Beitrag auf diesen Rückstand zu verrechnen. 
(3) Nach Eintritt des Leistungsfalles und nach Vollendung des in § 22 Abs. 3 genannten Höchstalters können Beiträge nicht 
mehr geleistet werden. Dies gilt nicht für rückständige Pflichtbeiträge, die nach Befreiung gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI 
von Dritten erstattet oder von Dritten gemäß § 16 entrichtet werden; § 19 Abs. 3 und 4 bleiben unberührt. 
(4) Für Beiträge, die zwei Wochen nach Fälligkeit noch nicht entrichtet worden sind, sind Säumniszuschläge zu zahlen; § 8 
Abs. 5 SächsStBVG. 
(5) Beiträge und Säumniszuschläge können auf Antrag ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die Entrichtung bei 
Fälligkeit eine erhebliche Härte für das Mitglied bedeuten würde und die Entrichtung durch die Stundung nicht gefährdet 
erscheint. Für jeden vollen Monat der Stundung werden Zinsen in Höhe von 0,5 vom Hundert der gestundeten Beiträge 
erhoben. Die Zinsen werden vom Versorgungswerk durch Bescheid festgesetzt. 
(6) Beiträge können niedriger festgesetzt werden und einzelne Bemessungsgrundlagen, die die Beiträge erhöhen, können bei 
der Festsetzung der Beiträge unberücksichtigt bleiben, wenn andernfalls die Erhebung der Beiträge nach Lage des einzelnen 
Falles unbillig wäre. 
(7) Beiträge, Säumniszuschläge und Zinsen können ganz oder teilweise erlassen werden, wenn deren Entrichtung nach Lage 
des einzelnen Falles unbillig wäre. 
(8) Für die Beitreibung der Beiträge, Säumniszuschläge und Zinsen gelten die Vorschriften des Verwaltungsvoll-
streckungsgesetzes für den Freistaat Sachsen (SächsVwVG) vom 17. Juli 1992 (SächsGVBl. S. 327), zuletzt geändert am  6. 
Mai 2003, in der jeweils geltenden Fassung. Vollstreckungsbehörde ist das Versorgungswerk. 
(9) Im Falle des Todes können für die letzten 12 Kalendermonate vor Beendigung der Beitragspflicht noch nicht entrichtete 
fällige Pflichtbeiträge zzgl. Säumniszuschläge innerhalb von sechs Monaten nach Beendigung der Beitragspflicht von den nach 
§§ 28 und 29 Anspruchsberechtigten durch Einmalzahlung nachentrichtet werden. Für Mitglieder gemäß § 10 Abs. 1 gilt dies 
nur, sofern bei Beendigung der Beitragspflicht die Voraussetzungen des § 44 Abs. 8 erfüllt sind. Im Übrigen ist eine 
Nachentrichtung von Beiträgen, mit Ausnahme der Beiträge für den laufenden Monat, nach Eintritt des Versorgungsfalles nicht 
zulässig. 
 
 

§ 19 
Nachversicherung 

 
(1) Wird Antrag auf Durchführung der Nachversicherung gemäß § 186 SGB VI gestellt, wird die Nachversicherung 
entsprechend den nachfolgenden Bestimmungen durchgeführt. 
(2) Mitglieder, deren Mitgliedschaft beim Versorgungswerk beim Ausscheiden aus der für die Nachversicherung maßgebenden 
Beschäftigung kraft Gesetzes begründet war oder innerhalb eines Jahres nach dem Ausscheiden aus der für die 
Nachversicherung maßgebenden Beschäftigung begründet wird, werden nachversichert, sofern sie das 45. Lebensjahr zu 
Beginn der für die Nachversicherung maßgebenden Beschäftigung noch nicht vollendet hatten. 
(3) Der Antrag auf Durchführung der Nachversicherung ist innerhalb von 12 Monaten nach dem Ausscheiden aus der für die 
Nachversicherung maßgebenden Beschäftigung zu stellen. Ist der Nachzuversichernde verstorben, so steht das Antragsrecht 
der Witwe bzw. dem Witwer zu. Ist eine Witwe bzw. ein Witwer nicht vorhanden, so können alle Waisen gemeinsam und, wenn 
auch keine Waisen vorhanden sind, jeder frühere Ehegatte den Antrag stellen. 
(4) Das Versorgungswerk nimmt die Nachversicherungsbeiträge entgegen und behandelt diese, als ob sie als Beiträge gemäß 
§ 15 rechtzeitig in der Zeit entrichtet worden wären, für die die Nachversicherung durchgeführt wird. Die Zuschläge nach § 181 
Abs. 4 SGB VI führen nicht zu einer Erhöhung der persönlichen Anwartschaft. Die während der Nachversicherungszeit 
tatsächlich entrichteten Beiträge gelten als zusätzliche Beiträge im Sinne des § 17 oder werden auf Antrag ohne Zinsen 
zurückerstattet. § 17 Abs. 2 bleibt unberührt. 
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(5) Der Nachversicherte gilt rückwirkend zum Zeitpunkt des Beginns der Nachversicherungszeit auch dann als Mitglied kraft 
Gesetzes beim Versorgungswerk, wenn die Mitgliedschaft beim Versorgungswerk erst innerhalb eines Jahres nach dem 
Ausscheiden aus der für die Nachversicherung maßgebenden Beschäftigung begründet wird. Die Nachversicherungszeit gilt als 
Zeit, in der eine Mitgliedschaft bestand (§ 24 Abs. 3 Nr. 1). Der Eintritt des Leistungsfalles steht der Nachversicherung nicht 
entgegen. 
 
 

§ 20 
Erstattung und Überleitung der Beiträge 

 
 (1) Endet die Mitgliedschaft, so sind dem bisherigen Mitglied auf Antrag 50 vom Hundert der bisher geleisteten Beiträge zu 
erstatten, mit Ausnahme von Beiträgen, die auf gesetzlichen Zahlungen Dritter beruhen. Die Beitragserstattung ist 
ausgeschlossen, wenn die Mitgliedschaft als freiwillige Mitgliedschaft gemäß § 13 Abs. 2 Satz 2 fortgesetzt wird oder die 
Mitgliedschaft bereits für die Dauer von mindestens 60 Monaten bestanden hat. Soweit Beitragsrückstände bestehen, ist das 
Versorgungswerk zur Verrechnung oder Nachforderung berechtigt. Nach Eintritt des Leistungsfalles kann der Antrag nach Satz 
1 nicht mehr zurückgenommen werden. Die Erstattung erfolgt ohne Zinsen.  
(2) Endet eine Mitgliedschaft auf Antrag (§ 10) vor Ablauf der Wartezeit (§ 44 Abs. 8 und 9), sind 50 vom Hundert der 
entrichteten Beiträge zu erstatten. 
(3) Nach Beendigung der Mitgliedschaft werden auf Antrag Überleitungen von einer anderen berufsständischen öffentlich-
rechtlichen Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung hin zum Versorgungswerk (aufnehmende Überleitung) und 
Überleitungen weg vom Versorgungswerk zu einer anderen berufsständischen öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder 
Versorgungseinrichtung (abgebende Überleitung) durchgeführt. Eine Überleitung ist ausgeschlossen, wenn 
1. das Mitglied im Zeitpunkt der Beendigung seiner Mitgliedschaft bei einer der beiden beteiligten berufsständischen öffentlich-
rechtlichen Versicherungs- oder Versorgungseinrichtungen einen Antrag auf Gewährung einer Berufsunfähigkeitsrente gestellt 
hat oder 
2. die Rentenanwartschaften des Mitglieds gegen das Versorgungswerk gepfändet worden sind oder 
3. für das Mitglied ein Versorgungsausgleichsverfahren eingeleitet oder abgeschlossen ist oder 
4. das Mitglied im abgebenden Versorgungswerk für einen Zeitraum von mehr als 60 Monaten Beiträge entrichtet hat. 
Die Durchführung der Überleitung richtet sich nach dem zum Zeitpunkt des Eingangs des Überleitungsantrags jeweils gültigen 
Überleitungsabkommen mit der anderen berufsständischen öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung. 
Das Mitglied, für das eine Beitragsüberleitung zum Versorgungswerk durchgeführt wurde, gilt als Mitglied vom Zeitpunkt der 
Begründung der Mitgliedschaft in der abgebenden berufsständischen öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder 
Versorgungseinrichtung an. Die übergeleiteten Beiträge werden so behandelt, als wären sie als Beiträge gemäß § 15 rechtzeitig 
in der Zeit entrichtet, für die die Überleitung durchgeführt wurde. § 13 Abs. 5 bleibt unberührt. 
(4) Der Antrag auf Erstattung oder Überleitung der Beiträge muß innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach 
Beendigung der Mitgliedschaft gestellt werden. Nach Durchführung der Erstattung oder Überleitung ist eine Fortsetzung der 
Mitgliedschaft nach  § 13 Abs. 2 Satz 2 ausgeschlossen. 
(5) Während eines rechtshängigen Ehescheidungsverfahrens ruht abweichend von den Absätzen 1 bis 2 die 
Erstattungsverpflichtung bis zur Rechtskraft der Entscheidung über den Versorgungsausgleich. 
(6) Endet die Mitgliedschaft durch Tod, ist eine Erstattung ausgeschlossen. 
 
 

Vierter Teil 
Leistungen 

 
§ 21 

Leistungsarten 
 

(1) Das Versorgungswerk erbringt auf Antrag seinen Mitgliedern und sonstigen Leistungsberechtigten nach Erfüllung der 
Voraussetzungen folgende Leistungen: 
1. Altersrente, 
2. Berufsunfähigkeitsrente, 
3. Hinterbliebenenrente, 
4. Sterbegeld. 
Auf die Leistungen besteht ein Rechtsanspruch. 
(2) Das Versorgungswerk kann Zuschüsse für Rehabilitationsmaßnahmen zur Erhaltung oder Wiederherstellung der 
Berufsfähigkeit gemäß § 26 gewähren. 
(3) Über die Gewährung von Leistungen und Zuschüssen ergeht ein Bescheid.  
 
 

§ 21a 
Lebenspartnerschaften 

 
Für Lebenspartnerschaften im Sinne des § 1 des Gesetzes über die eingetragene Lebenspartnerschaft 
(Lebenspartnerschaftsgesetz – LpartG) vom 16. Februar 2001 (BGBl. I S. 266) in der jeweils geltenden Fassung gilt für die 
Vorschriften dieser Satzung 
1. als Ehegatte der Lebenspartner, 
2. als Witwe oder Witwer der hinterbliebene Lebenspartner, 
3. als Ehe die Lebenspartnerschaft und 
4. als Heirat die Begründung einer Lebenspartnerschaft. 
 

 
§ 22 

Altersrente 
 

(1) Jedes Mitglied hat ab dem auf das Erreichen der Altersgrenze (§ 22 Abs. 5) folgenden Monat Anspruch auf lebenslange 
Altersrente. Dies gilt auch für ehemalige Mitglieder, deren Beiträge weder erstattet noch übergeleitet worden sind. 
Voraussetzung für die Zahlung der Altersrente ist ein Antrag des Mitgliedes. 
(2) Auf Antrag wird die Altersrente vor Erreichen der Altersgrenze (Absatz 5) gewährt (vorgezogene Altersrente). Die 
vorgezogene Altersrente wird in verminderter Höhe gewährt. Die Minderung beträgt 0,5% der Altersrentenanwartschaft (§ 24 
Abs. 1 Satz 1) für jeden vollen Monat, für den die Rente früher in Anspruch genommen wird. 
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(3) Auf Antrag wird der Beginn der Altersrente über das Erreichen der Altersgrenze (Absatz 5) hinaus aufgeschoben, jedoch 
längstens bis zur Vollendung des 70. Lebensjahres (aufgeschobene Altersrente). Die nicht in Anspruch genommenen 
Rentenbeträge werden wie folgt in eine Rentenerhöhung umgewandelt: 

Alter, in dem die Rente nicht in Anspruch 
genommen wurde 

Für je 1.000 € im Jahr nicht in Anspruch genommene Rente erhöht sich 
die monatliche Rente um 

65 4,62 € 
66 4,70 € 
67 4,79 € 
68 4,88 € 
69 4,98 € 
70 5,09 € 

Satz 2 gilt für nach § 18 Abs. 1a Satz 2 geleistete Beiträge entsprechend. 
(4) Sind nach schriftlicher Erklärung des Mitgliedes bei Beginn der Altersrente keine sonstigen rentenbezugsberechtigten 
Personen vorhanden und bezog oder bezieht das Mitglied keine Berufsunfähigkeitsrente, so erhält das versorgungsberechtigte 
Mitglied auf Antrag einen Zuschlag in Höhe von 20 vom Hundert zu der festgesetzten Altersrente, beginnend mit dem Monat, in 
dem der Antrag beim Versorgungswerk eingeht. Damit sind alle sonstigen Ansprüche nach der Satzung, mit Ausnahme des 
Anspruchs auf Sterbegeld, dauernd ausgeschlossen. 
(5) Für Mitglieder, die vor dem 1. Januar 1953 geboren sind, beträgt die Altersgrenze 65 Jahre. Sie erhöht sich für die 
Geburtsjahrgänge 
1953 auf 65 Jahre und 2 Monate 
1954 auf 65 Jahre und 4 Monate 
1955 auf 65 Jahre und 6 Monate 
1956 auf 65 Jahre und 8 Monate 
1957 auf 65 Jahre und 10 Monate 
1958 auf 66 Jahre 
1959 auf 66 Jahre und 2 Monate 
1960 auf 66 Jahre und 4 Monate 
1961 auf 66 Jahre und 6 Monate 
1962 auf 66 Jahre und 8 Monate 
1963 auf 66 Jahre und 10 Monate. 
Für alle nachfolgenden Geburtsjahrgänge beträgt die Altersgrenze 67 Jahre. 
(6) Im Falle der vorgezogenen Altersrente (Absatz 2) kann der Rentenbeginn um höchstens fünf Jahre bis auf die Vollendung 
des 60. Lebensjahr vorgezogen werden. Diese untere Grenze erhöht sich für die Geburtsjahrgänge 
1953 auf 60 Jahre und 2 Monate 
1954 auf 60 Jahre und 4 Monate 
1955 auf 60 Jahre und 6 Monate 
1956 auf 60 Jahre und 8 Monate 
1957 auf 60 Jahre und 10 Monate 
1958 auf 61 Jahre 
1959 auf 61 Jahre und 2 Monate 
1960 auf 61 Jahre und 4 Monate 
1961 auf 61 Jahre und 6 Monate 
1962 auf 61 Jahre und 8 Monate 
1963 auf 61 Jahre und 10 Monate. 
Für alle nachfolgenden Geburtsjahrgänge wird die vorgezogene Altersrente (Absatz 2) frühestens ab Vollendung des 62. 
Lebensjahres gewährt. 
(7) Abweichend von Absatz 6 wird Mitgliedern, deren Mitgliedschaft erst nach dem 31. Dezember 2011 beginnt, die 
vorgezogene Altersrente (Absatz 2) frühestens ab Vollendung des 62. Lebensjahres gewährt. 
 
 

§ 23 
Berufsunfähigkeitsrente 

 
(1) Ein Mitglied, das  
1. wegen Krankheit oder eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte 

voraussichtlich auf  Dauer oder vorübergehend zur Ausübung des Steuerberaterberufes unfähig ist und 
2. deshalb seine berufliche Tätigkeit als Steuerberater einstellt und  
3. auf seine Bestellung verzichtet und 
4. die Altersgrenze (§ 22 Abs. 5) noch nicht erreicht hat   
erhält Berufsunfähigkeitsrente. 
Die Tätigkeit eines Steuerberaters oder Steuerbevollmächtigten ist jede Tätigkeit nach §§ 32 Abs. 1, 57 Abs. 3 und 58 StBerG. 
Berufsunfähigkeitsrente erhalten auch ehemalige Mitglieder, deren Beiträge weder erstattet noch übergeleitet worden sind. 
(2) Berufsunfähigkeitsrente wird auf Antrag und ab dem auf das Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen folgenden Monat 
gezahlt, wenn der Antrag innerhalb einer Frist von sechs Monaten seit Eintritt der Berufsunfähigkeit gestellt wird, sonst ab dem 
auf den Eingang des Antrages folgenden Monat. Nach Fortfall der Berufsunfähigkeit kann ein Antrag nicht mehr gestellt werden. 
Der Anspruch auf Berufsunfähigkeitsrente ist ausgeschlossen, solange ein Mitglied als Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigter bei einer Agentur für Arbeit arbeitssuchend gemeldet ist. 
(3) Eine vorübergehende Berufsunfähigkeit liegt vor, wenn das Mitglied seinen Beruf für einen Zeitraum von mehr als sechs 
Monaten nicht ausübt. Der Anspruch auf Berufsunfähigkeitsrente entsteht in diesem Fall erst nach Ablauf dieses Zeitraums. Der 
Einstellung der beruflichen Tätigkeit steht nicht entgegen, dass im Falle der vorübergehenden Berufsunfähigkeit die Praxis 
eines selbständig tätigen Mitglieds höchstens zwei Jahre ab Eintritt der Berufsunfähigkeit durch einen Vertreter fortgeführt wird. 
Für diesen Zeitraum kann die Bestellung aufrecht erhalten werden. 
(4) Die Berufsunfähigkeit ist durch Vorlage eines ärztlichen Gutachtens nachzuweisen. Das Versorgungswerk kann auf seine 
Kosten ein weiteres ärztliches Gutachten einholen und in angemessenen Zeitabständen Nachuntersuchungen anordnen. Das 
Mitglied ist verpflichtet, sich den vom Versorgungswerk angeordneten Untersuchungen zu unterziehen. Es entbindet mit seinem 
Antrag auf Berufsunfähigkeitsrente alle ihn behandelnden und untersuchenden Ärzte von deren Schweigepflicht gegenüber 
dem Versorgungswerk. 
(5) Mit Erreichen der Altersgrenze (§ 22 Abs. 5) tritt anstelle der Berufsunfähigkeitsrente die Altersrente in gleicher Höhe. 
(6) Die Berufsunfähigkeitsrente endet 
1. mit dem Monat, in dem die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht mehr erfüllt sind oder 
2. mit dem Tode des bezugsberechtigten Mitgliedes.  
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In dem Fall der Nummer 1 ist das Mitglied verpflichtet, wieder Beiträge zu leisten. 
(7) Solange das bezugsberechtigte Mitglied sich einer vom Versorgungswerk angeordneten Untersuchung oder in den 
ärztlichen Gutachten empfohlenen und zumutbaren Rehabilitationsmaßnahmen zur Wiederherstellung seiner Berufsfähigkeit 
nicht unterzieht, kann die Rentenzahlung gemindert oder eingestellt werden. 
 
 

§ 24 
Höhe der Alters- und Berufsunfähigkeitsrente 

 
(1) Der Monatsbetrag der Altersrente beziehungsweise der Altersrentenanwartschaft ist das Produkt aus dem 
Rentensteigerungsbetrag, der Anzahl der anzurechnenden Versicherungsjahre, dem persönlichen durchschnittlichen 
Beitragsquotienten und dem eintrittsalterabhängigen Multiplikator. Die Berufsunfähigkeitsrente beträgt bei Eintritt der 
Berufsunfähigkeit bis zum frühestmöglichen Beginn der vorgezogenen Altersrente (§ 22 Abs. 6) 85 % der Anwartschaft auf 
Altersrente. Bei Eintritt der Berufsunfähigkeit nach Erreichen des frühestmöglichen Beginns der vorgezogenen Altersrente (§ 22 
Abs. 6) erhöht sich dieser Prozentsatz um 0,25 Prozentpunkte für jeden Monat zwischen dem frühestmöglichen Beginn der 
vorgezogenen Altersrente (§ 22 Abs. 6) und dem Eintritt der Berufsunfähigkeit. 
(2) Der Rentensteigerungsbetrag in den ersten 2 Geschäftsjahren nach Inkrafttreten des Gesetzes beträgt jeweils 56,50 Euro. 
Der Rentensteigerungsbetrag nach Ablauf der ersten 2 Geschäftsjahre nach dem 1. Juli 1999 wird jährlich aufgrund des 
Jahresabschlusses und der versicherungstechnischen Bilanz des vorletzten Geschäftsjahres von der Vertreterversammlung auf 
Vorschlag des Vorstandes festgesetzt. Gleiches gilt für eine Anhebung der laufenden Renten. Die Beschlüsse der 
Vertreterversammlung sind nach Genehmigung durch die Aufsichtsbehörden den Mitgliedern bekanntzumachen. 
(3) Anzurechnende Versicherungsjahre sind 
1.  die Jahre in denen eine Mitgliedschaft bestand, höchstens jedoch bis zum Erreichen der  Altersgrenze (§ 22 Abs. 5), 
2.  die Jahre, in denen eine Berufsunfähigkeitsrente bezogen wurde, wenn nach diesem Bezug erneut eine Beitragspflicht 

entstanden ist, 
3.  für die Berechnung der Altersrentenanwartschaft (Absatz 1 Satz 2) die Jahre, die zwischen dem Eintritt der Berufsunfähigkeit 
und dem Erreichen der  Altersgrenze (§ 22 Abs. 5) liegen (Zurechnungszeit). 
Bei angefangenen Versicherungsjahren nach vorstehendem Satz 1 gilt jeder Monat als 1/12 Versicherungsjahr; bestand nur für 
einen Teil des Monats Beitragspflicht, gilt dieser Monat als Beitragsmonat. 
(4) Der persönliche durchschnittliche Beitragsquotient wird wie folgt ermittelt: 
Für jeden Monat bis zum Erreichen der Altersgrenze (§ 22 Abs. 5), in dem die Mitgliedschaft bestand und keine 
Berufsunfähigkeitsrente bezogen wurde, wird der Quotient gebildet zwischen dem für diesen Monat gezahlten Beitrag und dem 
zu diesem Zeitpunkt geltenden monatlichen Regelpflichtbeitrag nach § 15 Abs. 1, wobei die Berechnung bis auf vier Stellen 
nach dem Komma mit kaufmännischer Rundung erfolgt. Die Summe dieser Quotienten wird durch die Summe der Monate bis 
zum Erreichen der  Altersgrenze (§ 22 Abs. 5), in denen eine Mitgliedschaft bestand und keine Berufsunfähigkeitsrente bezogen 
wurde, geteilt. Das Ergebnis dieser Division ist der persönliche durchschnittliche Beitragsquotient, er wird bis auf vier Stellen 
nach dem Komma mit kaufmännischer Rundung ermittelt. Im Falle der Berufsunfähigkeit bleiben bei der Berechnung des 
durchschnittlichen Beitragsquotienten für die Zurechnungszeit (Absatz 3 Nummer 3) diejenigen freiwilligen Beiträge (§ 17) 
außer Betracht, die innerhalb eines Jahres vor Eintritt der Berufsunfähigkeit geleistet wurden, wenn in diesem Zeitraum 
erstmalig freiwillige Beiträge geleistet wurden. Wurden bereits zuvor freiwillige Beiträge geleistet, bleiben nur die Zahlungen 
innerhalb eines Jahres vor Eintritt der Berufsunfähigkeit außer Betracht, die über dem Durchschnitt aller bis dahin geleisteten 
freiwilligen Beitragszahlungen liegen. 
(5) Der eintrittsalterabhängige Multiplikator ergibt sich wie folgt:  
 
Eintrittsalter (in Jahren)   mx-Wert 
25 und jünger    1,4200 
26      1,4125 
27      1,4050 
28      1,3975 
29      1,3900 
30      1,3825 
31      1,3750 
32      1,3675 
33      1,3600 
34      1,3540 
35      1,3480 
36      1,3420 
37      1,3390 
38      1,3360 
39      1,3330 
40      1,3090 
41      1,2850 
42      1,2610 
43      1,2340 
44      1,2070 
45      1,1800 
46      1,1575 
47      1,1350 
48      1,1125 
49      1,0900 
50      1,0675 
51      1,0450 
52      1,0225 
53 und älter    1,0000 
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Als Eintrittsalter gilt die Differenz zwischen dem Kalenderjahr des Eintritts und dem Geburtsjahr. Für Mitglieder, die vor Eintritt in 
das Versorgungswerk bereits Mitglied einer anderen berufsständischen öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder 
Versorgungseinrichtung (mit Ausnahme der Deutschen Rentenversicherung Bund) waren, gilt als Eintrittsalter im 
Versorgungswerk das Eintrittsalter bei Eintritt in die andere berufsständische öffentlich-rechtliche Versicherungs- oder 
Versorgungseinrichtung, wenn die Mitgliedschaft in der anderen berufsständischen öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder 
Versorgungseinrichtung  ununterbrochen bestand und der Eintritt in das Versorgungswerk unmittelbar nach der Beendigung der 
Mitgliedschaft  in der anderen berufsständischen öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung erfolgt.  
 (6) Für Personen, die aus dem Versorgungswerk ausgeschieden sind und keine Beitragserstattung oder Beitragsüberleitung 
erhalten haben, sind anrechenbare Versicherungsjahre nur Jahre gemäß Absatz 3 Nummer 1; eine Zurechnung nach Absatz 3 
Nummer 3 findet nicht statt. Absatz 7 bleibt unberührt. 
(7) Ist ein früheres Mitglied, das beim Versorgungswerk noch Anwartschaften besitzt, bei Eintritt des Versorgungsfalls 
beitragspflichtiges Mitglied einer anderen auf Gesetz beruhenden berufsständischen öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder 
Versorgungseinrichtung im Geltungsbereich der VO (EWG) Nr. 1408/71 (mit Ausnahme der Deutschen Rentenversicherung 
Bund), wird die Zurechnung anteilig entsprechend der Mitgliedschaftszeit beim Versorgungswerk zur gesamten 
Versicherungszeit bei allen auf Gesetz beruhenden berufsständischen öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder 
Versorgungseinrichtungen entsprechend Artikel 46 Abs. 2 der VO (EWG) Nr. 1408/71 (mit Ausnahme der Deutschen 
Rentenversicherung Bund) gewährt, wenn auch die anderen beteiligten auf Gesetz beruhenden berufsständischen öffentlich-
rechtlichen Versicherungs- oder Versorgungseinrichtungen ihre Leistungen nach dieser Regelung berechnen. Besitzt ein 
Mitglied bei Eintritt des Versorgungsfalls auch bei anderen auf Gesetz beruhenden berufsständischen öffentlich-rechtlichen 
Versicherungs- oder Versorgungseinrichtungen im Geltungsbereich der VO (EWG) Nr. 1408/71 (mit Ausnahme der Deutschen 
Rentenversicherung Bund) Anwartschaften, wird die Zurechnung nur anteilig gewährt; Satz 1 gilt entsprechend. 
(8) Der Monatsbetrag der Altersrente für nach § 18 Abs. 1a Satz 2 geleistete Beiträge bemisst sich entsprechend § 22 Abs. 3. 
 
 

§ 25  
Kinderbetreuungszeiten 

 
(1) Die Kinderbetreuungszeit wird berücksichtigt, wenn das Mitglied das Bestehen des Kindschaftsverhältnisses nachweist. 
(2) Für die Betreuung jedes Kindes bleiben zugunsten des Mitgliedes drei Kalenderjahre außer Betracht, und zwar diejenigen, 
die den niedrigsten durchschnittlichen Beitragsquotienten innerhalb von fünf Kalenderjahren (Geburtsjahr und die 
nachfolgenden vier Kalenderjahre) aufweisen, wenn sich bei Berücksichtigung dieser Kalenderjahre eine niedrigere 
Anwartschaft ergeben würde. Kalenderjahre, für welche die festgesetzten fälligen Beiträge nicht in voller Höhe vor dem 
Leistungsfall bezahlt sind, werden in die Vergleichsberechnung nicht einbezogen. 
(3) Sind beide Elternteile des Kindes Mitglieder des Versorgungswerkes, so kann die Kinderbetreuungszeit nur bei einem 
Mitglied berücksichtigt werden. 
 
 

§ 26 
Rehabilitationsmaßnahmen 

 
(1)  Einem Mitglied des Versorgungswerkes, das mindestens für drei Monate Beiträge geleistet hat oder Berufsunfähigkeitsrente 
bezieht, kann auf Antrag ein einmaliger oder wiederholter Zuschuss zu den Kosten notwendiger, besonders aufwendiger 
medizinischer Rehabilitationsmaßnahmen gewährt werden, wenn seine Berufsfähigkeit infolge Krankheit oder eines 
körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte gefährdet, gemindert oder 
ausgeschlossen ist und sie durch diese Rehabilitationsmaßnahmen voraussichtlich erhalten, wesentlich gebessert oder 
wiederhergestellt werden kann. Der Zuschuss ist rechtzeitig vor Einleitung der Maßnahme schriftlich zu beantragen. 
(2) Die Notwendigkeit der Rehabilitationsmaßnahme und ihre Erfolgsaussicht sind vom Mitglied durch ärztliches Gutachten 
nachzuweisen. Das Versorgungswerk kann eine zusätzliche Begutachtung verlangen. Es kann die Kostenbeteiligung an 
Auflagen über Erfolg, Dauer, Ort und Art der Durchführung der Maßnahmen knüpfen. Es kann Nachuntersuchungen anordnen 
und hierfür den Gutachter bestimmen. Die Kosten der Untersuchungen und Begutachtungen mit Ausnahme der Kosten einer 
vom Versorgungswerk veranlassten Untersuchung und Begutachtung trägt das Mitglied. Der Vorstand kann ausnahmsweise, 
insbesondere zur Vermeidung von Härten, beschließen, dass auch diese Kosten ganz oder teilweise vom Versorgungswerk 
übernommen werden. 
(3) Die notwendigen Kosten der Rehabilitationsmaßnahmen sind vom Mitglied nach Grund und Höhe nachzuweisen oder unter 
Beifügung von Belegen voraus zu schätzen. Sie bleiben insoweit außer Betracht, als gesetzliche, satzungsmäßige oder 
vertragliche Erstattungspflicht einer anderen Stelle besteht. 
(4) Über den Antrag entscheidet der Vorstand nach den von der Vertreterversammlung aufgestellten Richtlinien. 
  
 

§ 27 
Hinterbliebenenrente 

 
(1) Hinterbliebenenrenten sind 
1. Witwen- und Witwerrenten 
2. Vollwaisen- und Halbwaisenrente. 
(2) Die Hinterbliebenenrenten werden gewährt, wenn das Mitglied zum Zeitpunkt des Todes bzw. der Todeserklärung Anspruch 
oder Anwartschaft auf Altersrente oder Berufsunfähigkeitsrente hatte. 
 
 

§ 28 
Witwen- und Witwerrente 

 
(1) Nach dem Tode des Mitgliedes erhält die Witwe eine Witwenrente und der Witwer eine Witwerrente. 
(2) Wurde die Ehe nach Eintritt der Berufsunfähigkeit oder nach der Vollendung des 60. Lebensjahres des Mitgliedes 
geschlossen, besteht kein Anspruch auf Rente. 
(3) § 23 Abs. 2 gilt entsprechend.  
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§ 29 
Waisenrente 

 
(1) Waisenrente erhalten nach dem Tode des Mitgliedes seine Kinder bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres. Über diesen 
Zeitpunkt hinaus wird die Waisenrente längstens bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres für dasjenige Kind gewährt, das sich 
in Schul- oder Berufsausbildung befindet oder das bei Vollendung des 18. Lebensjahres infolge körperlicher oder geistiger 
Gebrechen außer Stande ist, sich selbst zu unterhalten, solange dieser Zustand andauert. 
(2) Wird die Schul- oder Berufsausbildung durch Ableistung des Pflichtwehrdienstes, des zivilen Ersatzdienstes oder des 
Pflichtdienstes im zivilen Bevölkerungsschutz oder eines gleichstehenden Dienstes verzögert, so wird die Waisenrente für einen 
der Zeit dieses Pflichtdienstes entsprechenden Zeitraum über das 27. Lebensjahr hinaus gewährt, soweit der Pflichtdienst vor 
Vollendung des 27. Lebensjahres geleistet worden ist. 
(3) Der Anspruch auf Waisenrente wegen Berufsausbildung gemäß Absatz 1 und 2 erlischt vor Vollendung des 27. 
Lebensjahres, sobald die Ausbildung für einen anerkannten Beruf abgeschlossen ist oder feststeht, dass sie nicht mehr 
abgeschlossen werden kann. Die Aufnahme einer weiteren oder anderen Ausbildung, bei der es sich nach der 
Verkehrsanschauung nicht um eine auf der vorausgegangenen begonnenen oder beendeten Ausbildung aufbauenden 
Vorbereitung für die nächst höhere Stufe ein- und desselben anerkannten Ausbildungsberufes handelt (Zweitausbildung), lässt 
den Anspruch auf Waisenrente nicht erneut entstehen. Der einmalige Wechsel des Ausbildungsberufes ist unschädlich, wenn 
der Wechsel bis zum Ablauf des zweiten Ausbildungsjahres vollzogen wird oder aufgrund von Umständen unabwendbar ist, die 
der Auszubildende nicht zu vertreten hat. Unterbrechungen bis zu drei Monaten lassen den Anspruch auf Waisenrente nicht 
entfallen. 
(4) Waisenrente nach Absatz 1 erhalten: 
1. eheliche Kinder, 
2. für ehelich erklärte Kinder, 
3.  als Kind angenommene Kinder, soweit die Adoption vor Vollendung des 55. Lebensjahres des Mitgliedes erfolgte, 
4.  nicht eheliche Kinder; bei nicht ehelichen Kindern männlicher Mitglieder muss die Vaterschaft anerkannt oder durch 

rechtskräftige gerichtliche Entscheidung festgestellt sein. 
(5) Die Waisenrente entfällt, soweit das Kind aus einem Ausbildungsverhältnis Einkünfte und Bezüge, die zur Bestreitung des 
Unterhalts oder der Berufsausbildung bestimmt oder geeignet sind, bezieht und diese den Freibetrag des § 2 Abs. 2 Satz 2 bis 
10 Bundeskindergeldgesetz (BKGG) in der jeweils geltenden Fassung übersteigen. 
 
 

§ 30 
Höhe und Dauer der Hinterbliebenenrente 

 
(1) Die Witwen- und Witwerrente beträgt 60 vom Hundert des Rentenanspruchs oder der Anwartschaft auf 
Berufsunfähigkeitsrente, die das Mitglied im Zeitpunkt seines Todes erreicht hat. 
(2) Die Witwen- und Witwerrenten enden mit dem Ablauf des Monats, in dem der Leistungsberechtigte wieder heiratet. 
(3) Die Waisenrente beträgt bei Halbwaisen 15 vom Hundert, bei Vollwaisen 30 vom Hundert des Rentenanspruchs oder der  
Anwartschaft auf Berufsunfähigkeitsrente, die das Mitglied im Zeitpunkt seines Todes erreicht hat. 
(4) Die Hinterbliebenenrenten werden erstmalig für den auf den Sterbetag des Mitgliedes folgenden Kalendermonat gewährt. 
Sie enden mit dem Monat des Fortfalls der Leistungsberechtigung. § 29 Abs. 2 bleibt unberührt. 
(5) Die Summe der Hinterbliebenenrenten darf 120 % der Altersrentenanwartschaft beziehungsweise der Anwartschaft auf 
Berufsunfähigkeitsrente, die das Mitglied im Zeitpunkt seines Todes erreicht hat, nicht übersteigen. Gegebenenfalls sind die 
einzelnen Renten im gleichen Verhältnis zu kürzen. 
 
 

§ 31 
Zahlung der Renten 

 
Die laufenden Renten werden jeweils am 15. des Monats fällig, in dem ein Anspruch auf Leistung besteht, nicht jedoch vor 
Bekanntgabe des Rentenbescheids. 
 
 

§ 32 
Sterbegeld 

 
(1) Nach dem Tode eines Mitgliedes wird an seine Hinterbliebenen ein Sterbegeld in Höhe von zwei 
Monatsrentenanwartschaften beziehungsweise Monatsrenten gezahlt. Hat das Mitglied weniger als 12 Monatsbeiträge 
entrichtet, beträgt das Sterbegeld 25 vom Hundert der geleisteten Beiträge. 
(2) Anspruch auf Sterbegeld haben nacheinander 
1. der überlebende Ehegatte des Mitgliedes, 
2. zu gleichen Teilen die Kinder, § 29 Abs. 4 gilt entsprechend, 
3. andere natürliche Personen, soweit sie Bestattungskosten bezahlt haben. 
 

 
§ 33 

Abfindung 
 
(1) Witwen oder Witwer, die Anspruch auf Hinterbliebenenrente (§ 27) haben und wieder heiraten, erhalten auf Antrag folgende 
Abfindung: 
1. bei Wiederverheiratung vor Vollendung des 35. Lebensjahres das Sechzigfache ihrer zuletzt bezogenen Monatsrente, 
2. bei Wiederverheiratung bis zum vollendeten 45. Lebensjahr das Achtundvierzigfache ihrer zuletzt bezogenen Monatsrente, 
3. bei Wiederverheiratung nach Vollendung des 45. Lebensjahres das Sechsunddreißigfache ihrer zuletzt bezogenen 

Monatsrente. 
Der Antrag auf Abfindung kann nur innerhalb einer Ausschlußfrist von sechs Monaten nach Eheschließung gestellt werden und 
wirkt auf den Tag der Eheschließung zurück; die seitdem gezahlte Rente ist auf die Abfindung anzurechnen. 
(2) Renten, die einen Monatsbetrag von eins vom Hundert der nach § 18 SGB IV jeweils geltenden monatlichen Bezugsgröße 
nicht übersteigen, werden nach versicherungsmathematischen Grundsätzen abgefunden und erlöschen mit der Zahlung der 
Abfindung. 
(3) Wird eine nach Absatz 1 geschlossene Ehe aufgelöst oder für nichtig erklärt und ist eine Abfindung nicht beantragt worden, 
so lebt der Anspruch auf Witwen- oder Witwerrente auf Antrag ab dem der Auflösung bzw. der Nichtigkeitserklärung folgenden 
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Monat wieder auf. Ein vom Berechtigten infolge Auflösung bzw. Nichtigkeitserklärung der Ehe erworbener Versorgungs-, 
Unterhalts- oder Rentenanspruch ist auf die Rente anzurechnen. 
 
 

§ 34 
Leistungsausschluss 

 
Wer vorsätzlich die Berufsunfähigkeit oder den Tod des Mitgliedes herbeigeführt hat, hat keinen Anspruch auf Leistungen. 
 
 

§ 35 
Abtretung, Verpfändung , Aufrechnung 

 
(1) Leistungsansprüche des Versorgungswerkes können vom Anspruchsberechtigten weder abgetreten noch übertragen noch 
verpfändet  werden. 
(2) Das Versorgungswerk kann fällige Beiträge gegen Leistungsansprüche aufrechnen. 
 
 

§ 36 
Versorgungsausgleich 

 
(1) Ist ein Mitglied oder ein anwartschaftsberechtigtes ehemaliges Mitglied in einem Versorgungsausgleichsverfahren 
ausgleichspflichtig, findet – sofern nicht eine externe Teilung gemäß § 14 Versorgungsausgleichsgesetz (VersAusglG) 
durchgeführt wird - die interne Teilung nach dem VersAusglG statt. 
(2) Maßgebliche Bezugsgröße für die Bestimmung des Ehezeitanteils des Anrechts im Sinne des § 5 Abs. 1 VersAusglG ist die 
sich gemäß § 24 Abs. 1 ergebende Rentenanwartschaft, bezogen auf die Ehezeit. 
(3) Hat das Familiengericht ein Anrecht für die ausgleichsberechtigte Person rechtskräftig begründet, wird der 
ausgleichsverpflichteten Person (Mitglied) die in der Ehezeit erworbene Rentenanwartschaft entsprechend gekürzt und der 
ausgleichsberechtigten Person zugeteilt. Die Kürzung kann von der ausgleichsverpflichteten Person durch Zahlung eines 
Kapitalbetrags an das Versorgungswerk ganz oder teilweise abgewendet werden. 
(4) Sind beide Ehegatten Mitglieder des Versorgungswerkes und sind beide Anrechte intern geteilt, findet eine Verrechnung 
statt. Ist nur ein Ehegatte Mitglied des Versorgungswerkes, wird der andere Ehegatte allein durch die interne Teilung nicht 
Mitglied. 
(5) Bei der internen Teilung ist das  Anrecht der ausgleichsberechtigten Person, die kein Mitglied des Versorgungswerkes ist, 
auf die Altersrente  beschränkt; § 22 Abs. 3 und 4 kommen nicht in Betracht. Wegen dieser Beschränkung erhöht sich der 
Anspruch auf Altersrente um 15,6 v.H., soweit die ausgleichberechtigte Person bei Rechtskraft der Entscheidung über den 
Versorgungsausgleich das 62. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.  
(6) Für das durch interne Teilung begründete Anrecht gelten die §§ 29 und 30 entsprechend, soweit es sich um Kinder aus der 
Ehe mit dem Mitglied handelt. Als Anwartschaft auf Berufsunfähigkeitsrente i.S.d. § 30 Abs. 3 gelten in diesem Fall bis zum 
Erreichen des frühestmöglichen Beginns der vorgezogenen Altersrente 85 v.H. der Altersrentenanwartschaft der 
ausgleichsberechtigten Person. Dieser Prozentsatz erhöht sich um je 0,25 Prozentpunkte für jeden Monat bis zum Erreichen 
der Regelaltersgrenze für den Eintritt in die Altersrente (§ 22 Abs. 5). 
(7) Erfolgt der Versorgungsausgleich nach dem Gesetz zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich (VAHRG), gilt § 36 
in der bis zum 31. August 2009 geltenden Fassung. 
 

 
§ 37 

Auskunftspflicht des Versorgungswerkes 
 

Das Versorgungswerk hat jedem Mitglied auf Anfrage Auskünfte über sein Mitgliedschaftsverhältnis zu geben. Auskünfte an 
Dritte werden aufgrund einer gesetzlichen Auskunftspflicht oder bei Vorliegen einer schriftlichen Einwilligung des Mitgliedes 
erteilt. 
 
 

§ 38 
Mitwirkungspflichten der Mitglieder 

 
(1) Die Mitglieder und sonstige Leistungsberechtigte sind zur Mitwirkung und Auskunft gegenüber dem Versorgungswerk 
gemäß § 16 SächsStBVG verpflichtet. 
(2) Alle Anträge und Erklärungen bedürfen der Schriftform. 
 

 
Fünfter Teil 

Verwendung der Mittel und Rechnungslegung 
 

§ 39 
Verwendung der Mittel 

 
(1) Die Mittel des Versorgungswerkes dürfen nur zur Bestreitung der satzungsgemäßen Leistungen und der notwendigen 
Verwaltungskosten sowie zur Bildung der erforderlichen Rückstellungen und Rücklagen verwendet werden. 
(2) Das Vermögen des Versorgungswerkes ist, soweit es nicht zur Deckung der laufenden Ausgaben bereitzuhalten ist, gemäß  
§ 5 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über die Versicherungsaufsicht über die Versorgungswerke der Freien Berufe im Freistaat 
Sachsen (Sächsisches Versicherungsaufsichtsgesetz – SächsVAG) vom 7. November 2007 (SächsGVBl. S. 487) anzulegen. 
Das Versorgungswerk hat über seine gesamten Vermögensanlagen, aufgegliedert in Neuanlagen und Bestände, in den von der 
Versicherungsaufsichtsbehörde festzulegenden Formen und Fristen zu berichten, § 5 Abs. 3 SächsVAG. 
 
 

§ 40 
Rechnungslegung, Leistungsverbesserungen 

 
(1) Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Fristen nach Ablauf des Geschäftsjahres einen Jahresabschluss nebst 
Lagebericht gemäß § 6 Abs. 1 SächsVAG aufzustellen. Die in den Jahresabschluss einzustellende Deckungsrückstellung ist 
durch einen versicherungsmathematischen Sachverständigen im Rahmen eines Gutachtens nach 
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versicherungsmathematischen Grundsätzen zu errechnen. Der geprüfte Jahresabschluss nebst Lagebericht ist der 
Versicherungsaufsichtsbehörde spätestens mit der Einladung zur Vertreterversammlung einzureichen. Die Feststellung des 
Jahresabschlusses nebst Lagebericht und die Entlastung des Vorstandes durch die Vertreterversammlung sind der 
Versicherungsaufsichtsbehörde nachzuweisen. 
(2) Zur Deckung von Fehlbeträgen ist eine Verlustrücklage zu bilden. Dieser Rücklage sind jeweils 5 vom Hundert des sich 
nach der Gewinn- und Verlustrechnung zu errechnenden Rohüberschusses zuzuführen, bis sie 2,5 vom Hundert der 
Deckungsrückstellung erreicht oder nach Inanspruchnahme wieder erreicht hat. Ein sich darüber hinaus ergebender 
Rohüberschuss ist der Rückstellung für satzungsgemäße Überschussbeteiligung zuzuführen. 
(3) Die Rückstellung für satzungsgemäße Überschussbeteiligung ist – soweit sie nicht zur Deckung eines Fehlbetrages 
heranzuziehen ist – nur zur Verbesserung der Versorgungsleistungen zu verwenden. Eine Verbesserung der Ver-
sorgungsleistungen ist durchzuführen, wenn sie zu nennenswerten Ergebnissen führt. Darüber entscheidet auf Vorschlag des 
Vorstandes die Vertreterversammlung. 
(4) Ein sich ergebender Fehlbetrag ist aus der Verlustrücklage und – soweit diese nicht ausreicht – aus der Rückstellung für 
satzungsgemäße Überschussbeteiligung zu decken. Ein danach verbleibender Bilanzverlust ist durch Herabsetzung der 
Leistungen oder durch Erhöhung der Beiträge oder durch beide Maßnahmen auszugleichen. Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. 
(5) Der Jahresabschluss nebst Lagebericht ist unter Einbeziehung der Buchführung durch einen Wirtschaftsprüfer oder eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  zu prüfen. Der Jahresabschlussprüfer wird durch die Vertreterversammlung gewählt. Der 
Wirtschaftsprüfer berichtet an die Vertreterversammlung. 
(6) Der Vorstand hat durch einen versicherungsmathematischen Sachverständigen einen Geschäftsplan erstellen zu lassen, 
welcher den Ausgleich zwischen Einnahmen und Ausgaben langfristig sicherzustellen hat. Geschäftsplan und 
Geschäftsplanänderungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung durch die Versicherungsaufsichtsbehörde. 
 
 

Sechster Teil 
Verfahren 

 
§ 41 

Rechtsweg 
 

(1) Die Bescheide des Versorgungswerkes sind im Verwaltungsrechtsweg anfechtbar. 
(2) Über den Widerspruch entscheidet der Vorstand im Vorverfahren gemäß § 14 SächsStBVG. 
 
 

§ 42 
Erfüllungsort, Gerichtsstand 

 
Erfüllungsort und Gerichtsstand ist der Sitz des Versorgungswerkes der Steuerberater und Steuerbevollmächtigten im Freistaat 
Sachsen. 
 
 

Siebter Teil 
Übergangsbestimmungen 

 
§ 43 

Befreiung von der Mitgliedschaft 
 

Wer vor dem 25. November 2007 Mitglied einer Steuerberaterkammer, aber nicht Mitglied des Versorgungswerkes oder einer 
anderen berufsständischen öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung war, wird bei späterer 
Begründung der Pflichtmitgliedschaft im Versorgungswerk auf Antrag von der Pflichtmitgliedschaft befreit. 
 

 
§ 44 

Befreiung oder Ermäßigung der Beitragspflicht 
 

(1) Wer nach § 9 Abs. 1 Mitglied des Versorgungswerkes geworden ist, kann ohne Angabe von Gründen die Ermäßigung des 
Regelpflichtbeitrages um je 1/10 bis zu 5/10 beantragen. 
(2) Eine weitergehende Ermäßigung bis auf 4/10, 3/10, 2/10 oder 1/10 des Regelpflichtbeitrages oder eine volle Befreiung kann 
beantragen, wer vor dem 1. Juli 1999 für sein Alter, seine Berufsunfähigkeit und seine Hinterbliebenen anderweitig 
ausreichende Vorsorge getroffen hat. Eine am 1. Juli 1999 bestehende Kapital- oder Rentenversicherung kann bis zum 31. 
Dezember 1999 angepasst werden. Die Vorsorge ist ausreichend, wenn sie zusammen mit dem ermäßigten Beitrag zum 
Versorgungswerk mindestens einer Vorsorge von 5/10 des monatlichen Regelpflichtbeitrages entspricht. 
Die Befreiung kann insbesondere aufgrund nachstehender, in ihrer Wirkung kumulierbarer Tatbestände erfolgen: 
1. Eine Kapital- oder Rentenversicherung auf den Erlebens- und Todesfall, für die als Endalter im Erlebensfall frühestens das 

60. und höchstens das 68. Lebensjahr vereinbart ist. Die Versicherung muss außerdem frei von Rechten Dritter sein. 
2. Eine freiwillige Mitgliedschaft in der gesetzlichen Rentenversicherung, wobei die Wartezeit erfüllt sein muss. 
3. Nettovermögenserträge, mindestens in Höhe der Anwartschaft auf Berufsunfähigkeitsrente, wie sie ohne Befreiung bestehen 

würde, wenn der halbe Regelpflichtbeitrag entrichtet worden wäre.  
(3) Wer nach § 10 Abs. 1 die Mitgliedschaft beantragt, kann gleichzeitig ohne Angabe von Gründen eine Ermäßigung des 
Regelpflichtbeitrages um je 1/10 bis zu 5/10 beantragen. 
(4) Anträge nach den Absätzen 1 und 2 können nur schriftlich innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten ab 
Inkrafttreten der Satzung gestellt werden. Anträge nach Absatz 3 können nur innerhalb von sechs Monaten nach Eintritt der 
Voraussetzungen gestellt werden. Die Befreiung erfolgt mit Wirkung auf den Zeitpunkt, in dem die Voraussetzungen erfüllt 
werden. 
(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Mitglieder, die wegen ihrer Mitgliedschaft zum Versorgungswerk von der 
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung der Angestellten gemäß § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI befreit 
sind. 
(6) Mitglieder die eine Beitragsermäßigung nach Absatz 1 oder  2 in Anspruch genommen haben, können hierauf bis längstens 
4 Jahren nach Inkrafttreten der Satzung  verzichten, wenn sie bei diesem Verzicht das 45. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben. Der Verzicht kann ohne Rücksicht auf das Lebensalter bis spätestens 2 Jahre nach Inkrafttreten der Satzung erklärt 
werden. Ab dem dem Verzicht folgenden Monat haben die Mitglieder den vollen Regelpflichtbeitrag zu entrichten. 
(7) Mitglieder, deren Pflichtbeitrag gemäß den Absätzen 1 bis 3 anstelle des Regelpflichtbeitrages gemäß § 15 Abs. 1 
festgesetzt ist, können jederzeit die einkommensbezogene Beitragsfestsetzung nach § 15 Abs. 2 beantragen. 
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(8) Voraussetzung für die Gewährung der Altersrente für Mitglieder gemäß § 10 ist die Zahlung der festgesetzten Beiträge für 
mindestens sechzig Monate. 
(9) Voraussetzung für die Gewährung der Berufsunfähigkeitsrente für Mitglieder gemäß § 10 ist abweichend von § 23 Abs. 1 
die Zahlung der festgesetzten Beiträge für mindestens sechzig Monate vor Eintritt der Berufsunfähigkeit. 
 
 

§ 45 
Gründungskosten 

 
Die Kosten seiner Gründung trägt das Versorgungswerk. 

 
 

§ 46 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Verkündung im Sächsischen Amtsblatt (Amtlicher Anzeiger) in Kraft, soweit in Absatz 
2 nichts anderes bestimmt ist. Gleichzeitig tritt die Satzung des Versorgungswerkes der Steuerberater und 
Steuerbevollmächtigten im Freistaat Sachsen vom 23. November 1999 (SächsABl./AAz. S. A 558, A 611), zuletzt geändert 
durch Satzung vom 28. November 2005 (SächsABl./AAz. S. A 438) außer Kraft.   
(2) § 9 Abs. 2, Abs. 4 Satz 2, § 13 Abs. 4 und 5, § 20 Abs. 3 Satz 6, § 39 Abs. 2, § 40 Abs. 1 und 6 und § 43 treten mit Wirkung 
vom 25. November 2007 in Kraft.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 


